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Ausbildungsbilanz – Herausforderung für 
die Allianz für Aus- und Weiterbildung 
Das Ausbildungsplatzangebot ist im Jahr 2015 mit gut 563.000 Ausbildungs-
stellen gegenüber dem Vorjahr geringfügig gestiegen, nach wie vor blieben 
jedoch über 80.000 junge Menschen bei der Suche nach einem dualen Aus-
bildungsplatz erfolglos. Mit 522.000 neu abgeschlossenen Ausbildungsver-
trägen konnte 2015 ein in den vergangenen Jahren zu beobachtender Rück-
gang verhindert werden. 

 
Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung 

 
Blieben im Jahr 2010 noch knapp 20.000 
Ausbildungsplätze unbesetzt, waren es 
im vergangenen Jahr bereits gut 40.000 
(weitergehende Informationen). Diese 
Entwicklung begründet das BIBB mit 
zunehmenden „Passungsproblemen“, 
da einerseits Jugendlichen mit höheren 
Schulabschlüssen mehr Alternativen zur 
Verfügung stehen und andererseits 
Betriebe sich nur begrenzt bereit zei-
gen, Jugendliche mit niedrigen Schulab-
schlüssen auszubilden. Für die Bundes-
fachgruppen Kaufmännische und Ge-
werbliche Schulen ist nicht hinnehmbar, 
dass insgesamt sogar 280.000 Jugendli-
che im Jahr 2015 nicht in eine Ausbil-
dung münden konnten. Hier sind die 
Politik und die Allianz für Aus- und Wei-
terbildung gefordert, die im Koalitions-
vertrag angesprochene Ausbildungsga-

rantie – u.a. mithilfe des Instruments 
der Assistierten Ausbildung – zu ver-
wirklichen.  
Insgesamt folgt die Entwicklung des 
Ausbildungsgeschehens einem interna-
tionalen Trend der Akademisierung 
der Bildung.  
Die Bundesfachgruppen sehen die 
hiermit verbundenen Herausforderun-
gen der dualen Berufsbildung als be-
wältigbar an, sofern Folgendes gelingt:  

 Einerseits sind die schwächeren 
Schulabsolventen so zu qualifizie-
ren, dass sie angemessen am ge-
sellschaftlichen Leben und Wohl-
stand teilhaben. Mit den Zielen der 
Allianz für Aus- und Weiterbildung 
sowie mit dem vom DGB erkämpf-
ten Mindestlohn kann der hierzu 
erforderliche Weg beschritten wer-
den. 

https://www.gew.de/berufliche-bildung/anmeldung-infoblatt-bb/
mailto:arnfried.glaeser@gew.de
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/a21_beitrag_naa-2015.pdf
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  Andererseits ist die berufliche Bil-

dung auch für leistungsstärkere 
Schulabsolventen als attraktive und 
gleichwertige Alternative gegenüber 
einem unmittelbaren Weg zum Stu-
dium zu gestalten. Hier sind die Ar-
beitgeber gefordert. 

BIBB-Hauptausschuss 
Der Hauptausschuss des Bundes-
instituts für Berufsbildung, das „Parla-
ment der Berufsbildung“, dem auch die 
GEW mit Sitz und Stimme angehört, 
hat in seiner Sommersitzung eine Reihe 
wichtiger Entscheidungen getroffen: 
Die Verordnungen über die Berufsaus-
bildung zum/zur 
- Dachdecker/in 
- Hörakkustiker/in 
- Anlagemechaniker/in für Sanitär-, 

Heizungs- u. Klimatechnik 
Die Verordnungen  
- über die Prüfung zum anerkannten 

Fortbildungsabschluss 
o Geprüfte/r Kaufmänni-

sche/r Fachwirt/in nach der 
Handwerksordnung 

o Geprüfte/r Industriemeis-
ter/in – Fachrichtung Süß-
waren 

Hier empfiehlt der Hauptausschuss 
ein Zeugnismuster, das das jeweili-
ge DQR-Niveau, sofern zugeordnet, 
ausweist.  

- zur Änderung und Aufhebung von 
Fortbildungs- und Umschulungs-
verordnungen. 

Empfehlungen 
- einer Ausbildungsregelung Fach-

praktiker/in für Industriemechanik 
gemäß § 66 BBiG, § 42m HwO 

- zur Eignung der Ausbildungsstät-
ten und zum Ausbildungspersonal 
(Überarbeitung einer 1972 gefass-
ten Empfehlung) 

- zur Gleichstellung von außerhalb 
des Anwendungsbereichs von 
BBiG/HwO erworbenen Prüfungs-
zeugnissen mit den entsprechen-
den Zeugnissen über das Bestehen 
der Abschluss- oder Gesellenprü-
fung in Ausbildungsberufen. Dem-

nach soll für festgelegte Ausbil-
dungsgängen von bundesweit sie-
ben Berufsfachschulen die Gleich-
stellung für eine Dauer von acht bis 
zehn (statt bisher fünf) Jahren er-
folgen.  

Weitergehende Informationen zu den 
veröffentlichten Empfehlungen des 
BIBB-HA finden Sie unter 
https://www.bibb.de/de/11703.php . 

Integrationskonzept 
„Neustart in Deutsch-
land“ 
Im vergangenen Monat haben die 
Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les, die Ministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend, die Ministerin 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit sowie die Beauftrag-
te der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration und die 
rheinland-pfälzische Ministerpräsiden-
tin in einem 12-Punkte-Papier ein 
übergreifendes Konzept zur Integrati-
on in Deutschland vorgestellt.  
Unter anderem soll zur Finanzierung 
eines Zukunftspakts von Bund und Län-
dern das „Kooperationsverbot“ im Bil-
dungsbereich abgeschafft werden. Jun-
gen Flüchtlingen sollen für die berufli-
che Ausbildung angepasste Einstiegs-
programme geboten werden – so sollen 
die bis zu zweijährigen Vorbereitungs-
programme der Länder ausgebaut wer-
den. Ferner sollen sichere Aufenthalts-
titel Flüchtlingen den Zugang zu Ausbil-
dung und Arbeitsmarkt erleichtern 
(weitere Informationen). Die Bunde-
fachgruppen Kaufmännische und Ge-
werbliche Schulen begrüßen ein ress-
ortübergreifendes Konzept zur Integra-
tion und weisen darauf hin, dass auch 
und gerade die berufsbildenden Schu-
len Unterstützung in der Sprachförde-
rung und der Schulsozialarbeit benöti-
gen. 

https://www.gew.de/berufliche-bildung/anmeldung-infoblatt-bb/
mailto:arnfried.glaeser@gew.de
https://www.bibb.de/de/11703.php
http://www.bmas.de/DE/Startseite/start.html

